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Es ist beunruhigend,mitwelcher Geschwindigkeit
die deutsche Mittelschicht erodiert: Im Jahr 2000
konnten sich 49Millionen Deutsche als „Otto Nor-
malverbraucher“ verstehen – 2006 waren es nur
noch 44 Millionen. Stattdessen wachsen die Rän-
der. Die Zahl der Armennimmt stark zu, aber auch
weitere Neureiche sind zu verzeichnen. Die Kluft
zwischen denVermögenden und denAngestellten
wächst. Einst wurde die Bundesrepublik als „nivel-
lierteMittelstandsgesellschaft“ tituliert. Fallsdiese
Bezeichnung je gestimmt hat, ist sie jetzt obsolet.
Was sich zeigt, ist eine Klassengesellschaft.

Die Fronten zwischen Arm und Reich werden
sogar noch krasser werden, denn neueste Studien
ergeben, dass die Schichten auch im Konjunktur-
aufschwung auseinanderdriften. Selbst im Boom
sinken die realen Nettolöhne. Das ist ein völlig
neuartiges Phänomen in der deutschen Geschich-
te, das zugleich den Grundkonsens dieser Gesell-
schaft erschüttert. Bisher war die Idee, dass der
Gürtel in Rezessionen enger zu schnallen ist und
dafür alle am Boom beteiligt werden. Gleichzeitig
war das Wort „Umverteilung“ tabuisiert und galt

als böse Erfindung von linken Schmuddelkindern.
Dochnunstellt sich indiesemAufschwungheraus,
dass allein die Unternehmer gewinnen – und dass
die ausgleichende Gerechtigkeit der Tarifpartner-
schaft nicht mehr funktioniert.

Da sind neue Konzepte gefragt, zumal schon ab-
zusehen ist, dass die Mittelschichten in der nächs-
ten Rezession noch stärker schrumpfen. Denn die
besten Zeiten liegen hinter uns. Obwohl es sich
nicht so anfühlt, haben wir gerade eine Hochkon-
junktur erlebt. Es muss also schlimmer kommen.
Deutschlandmuss sich von der bequemen Hoff-
nung verabschieden, dass sich Chancengleichheit
irgendwie von selbst einstellt. Der Staat kann
gegensteuern – und zwar mit Steuern, die vor al-
lem die Kapitalbesitzer treffen. Ein anderer Hebel
bleibt nicht,meintmanArmutsbekämpfung ernst.

Bisher scheut sichdie etablierte Politiknochvor
jedem Konzept, das links von der „Mitte“ angesie-
delt ist, weil sie diese „Mitte“ nicht der Konkurrenz
überlassen will. Aber von welcher „Mitte“ ist da
eigentlich die Rede? Die reale Mittelschicht steigt
jedenfalls ab. ULRIKE HERRMANN

DIE EROSION DER MITTELSCHICHT BEDROHT DEN DEUTSCHEN GRUNDKONSENS

Rückkehr der Klassengesellschaft

Nach langen, zähen Verhandlungen hat der UN-
Sicherheitsrat im Atomstreit mit dem Iran eine
neue Resolution verabschiedet. Doch die neuen
Sanktionen gehennicht allzuweit über die hinaus,
die im vergangenenMärz beschlossen wurden.
Kaum anzunehmen, dass damit Teheran in die
Knie gezwungen werden könnte.

Auch härtere Wirtschaftssanktionen würden
das Regime nicht jucken, sondern nur die Bevölke-
rung treffen. Solange das Öl fließt und das Gas ver-
kauft werden kann, wird äußerer Druck dem Re-
gime keine Nachteile bringen. Im Gegenteil: Jede
Verschärfung des Konflikts treibt den Ölpreis wei-
ter in die Höhe, wodurch sich Irans staatliche Ein-
nahmen erhöhen. Verschwörungstheoretiker be-
haupten deshalb sogar, die Ölmultis würden jede
Drohung begrüßen, die den iranischen Präsiden-
ten Ahmadinedschad wiederum zu neuen Provo-
kationen gegen Israel und denWesten provoziert.

Die Sanktionen können das Regime in Teheran
schon deshalb nicht treffen, weil es seine größten
Geschäfte – übrigens auch die mit US-amerikani-

schen Firmen – seit geraumer Zeit über Dubai und
andere Golfstaaten abwickelt. Wer glaubt, dass die
neuen Sanktionen etwa Russland daran hindern
könnten, weiterhin Waffen an den Iran zu liefern
und für das Land Kraftwerke zu bauen, oder China
und Indien vom iranischen Öl- und Gasimport ab-
halten werden, der ist weltfremd und naiv. Auch
politisch werden Sanktionen dem Regime in Tehe-
ran nicht schaden, sondern nutzen, um die alten
Feindbilder zu reaktivieren und die Massen für
ihre Ziele zumobilisieren.

Sollte man Iran einfach gewähren lassen? Nein.
Aber die Eskalation des Atomkonflikts durch Sank-
tions- und Kriegsdrohungen ist der falsche Weg.
Durch direkte Verhandlungen, ohne Vorbedingun-
gen, sollte man vielmehr dem Regime denWind
aus den Segeln nehmen. Zweitens müsste Iran we-
gen permanenter Verletzung der Menschenrechte
massiv unter Druck gesetzt werden. Nur so kann
das Regime isoliert und der iranischen Zivilgesell-
schaft der Rücken gestärkt werden.

BAHMAN NIRUMAND

DIE UN-SANKTIONEN GEGEN DEN IRAN NUTZEN NUR DEM REGIME IN TEHERAN

Nächste Runde ins Nirgendwo
Wolfgang Storz, geboren 1954, ar-
beitet als freier Publizist und ist
Lehrbeauftragter an den Universitä-
ten Kassel und Frankfurt am Main.
Zwischen 2002 und 2006 war er
der Chefredakteur der „Frankfurter
Rundschau“.
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Wer schützt Deutschland vor
Kurt Beck, der im Pakt mit den
Roten nach der Macht giert? Und
mal ehrlich: Wer hatte ihn, den
Tapsigen, im Verdacht? Ottmar
Schreiner, Andrea Nahles – bei
beiden könnte man sich das vor-
stellen. Aber Kurt Beck als politi-
sche Schläfer imPfälzerwald, nur
auf die Chance wartend, mit Os-
kar, Gregor, Wladimir, Rosa und
Karl zusammen Deutschland zu
übernehmen?

EinGlück, dass dieMedienwa-
chen:Die Frankfurter Allgemeine
Zeitung druckt Aufklärungsgra-
fiken unter der Überschrift „Ro-
tes Deutschland“. Ihnen ist zu
entnehmen, dass Oskar Lafon-
taines Truppen bereits hinter
Frankfurt stehen, bereit, in den
Süden vorzustoßen.

Der Spiegel stellt Kurt Beck in
die richtige Galerie: nicht mit
Weinbruder Rainer Brüderle,
sondern mit den roten Revoluti-
onären Lafontaine, Lenin und
Marx. Die Zeit verliert vor lauter
Aufregung ihr Niveau („Kurt-
schluss“), gibt dem Parteivorsit-
zenden jedoch wenigstens noch
eine Chance, indem sie ihn in die
politische Fratze von Rosa Lu-
xemburg schauen lässt: erst So-
zialdemokratin, dann Kommu-
nistin; sowinkt siewarnend dem
Mainzer mit der als Bildzeile ge-
tarnten Dachlatte.

Gut, dass die Medien wachen
und nicht allein sind: Die füh-
renden deutschen Wirtschaftsli-

beralen kennen in diesen Tagen
ihre eigene Partei nicht mehr,
sondern nur noch die eine ge-
meinsame große Aufgabe – von
Walter Steinmeier (Nicht mit der
Linken!), Peer Steinbrück (So
nicht!), Matthias Platzeck (Den
Linken nicht nachlaufen!) bis
Angela Merkel (Wortbruch!) –,
gemeinsam den drohenden
Durchmarsch zu stoppen. Schaf-
fen sie es?

Es wird viel darüber lamen-
tiert, die Qualität der Medien sei
in Gefahr. Die Beispiele zeigen:
Das ist nicht der Fall. Vielmehr
ist die Qualität hoch. Die Medien
schaffen es, innerhalb von kur-
zer Zeit aus langweiliger politi-
scher Wirklichkeit spannende
Unterhaltung pur zu konstru-
ieren.

Doch der politische Stoff, aus
dem diese packenden Drehbü-
cher gemacht sind, ist mehr als
mager. Seit Jahren gibt es bun-
desweit Umfragemehrheiten ge-
gen eine bürgerliche Regierung
und damit eine rein rechneri-
sche Alternative links des Main-
streams. Seit geraumer Zeit
nimmt die Partei, die sich Die
Linke nennt, bei Landtagswahlen
im Westen in der Regel die Fünf-
prozenthürde. Die Folgen: Zum
einen ist via Die Linke die soziale
Frage, die unter Kanzler Schrö-
der mit der Agenda 2010 wegge-
sprengt worden ist, erneut ver-
lässlich in das Parteiensystem
reintegriert. Zum anderen: Ana-

lysen zeigen, dass die Linkspartei
viele Protestwähler anzieht. Das
wiederum bedeutet, dass die
Wahlerfolge der Linkspartei
nicht stabil, sondern fragil sind.
Und das heißt auch, dass die Par-
tei von Gregor Gysi und Oskar
Lafontaine dieser Demokratie ei-
nen Dienst erweist: Ihr ist es zu
verdanken, dass die rechten Par-
teien im Moment so gut wie kei-
ne Rolle spielen. Das ist nicht
selbstverständlich. Anderswo
wählen die sogenannten Moder-
nisierungsverlierer Rechtsradi-
kale. In Deutschland integriert
also vor allem die Linkspartei
diese Gruppen. Der nicht zu
überschätzende Vorteil: Die
Linkspartei ist – trotz ihrer vor
allem von Oskar Lafontaine zu
verantwortenden (seltenen) au-
toritären, sozial-nationalen Aus-
flüge und ihrer (sehr seltenen)
latent fremdenfeindlichen Ein-
sprengsel – nicht rassistisch,
nicht nationalistisch, sondern
demokratisch und plural. EinGe-
winn für diese Demokratie, der
mit einem Linksruck nichts zu
tun hat.

Nun wird argumentiert: SPD,
Grüne und Linkspartei haben
seit Jahren Umfragemehrheiten
und nun auch noch die eine oder
andere rechnerische Parla-
mentsmehrheit. Die Addition er-
gibt jedoch keine Politik. Denn
diese drei Parteien können
(noch) nicht miteinander: Da
spielt der einstige SPD-Vorsit-
zende Lafontaine eine Rolle und
seine Partei, die nicht nur von
Proteststimmen lebt, sondern
sich mehr als andere in einem
programmatischen Gärungspro-
zess befindet. Da spielt eine Rol-
le, dass die SPD auf absehbare
Zeit zu schwach ist, um in einem
solchen Bündnis die Rolle des
Kraftzentrums zu übernehmen.
Und da spielt eine Rolle, dass
nicht klar ist, wohin die Grünen
tendieren. Sie sind im Kampf ge-
gen den Mainstream groß ge-
wordenund vor geraumer Zeit in
ihm gelandet. Jetzt, da die Links-
partei bundesweit präsent ist,
alle Protest- und Linkswähler ab-
saugt, müssen sie mit potenziel-
len 6 bis 8 Prozent Wählerstim-
men sich inhaltlich so positio-
nieren, dass sie mal im bürgerli-
chen und mal im linken Lager
mitspielen können; Hamburg
wird das Testfeld dafür sein.

Warum dann dieses ständige
Reden über einen Linksruck? Se-
riöse Institute haben mehrfach
das Bewusstsein des Volkes er-
forscht und Folgendes herausge-
funden: Nach einer Studie der
Friedrich-Ebert-Stiftung vom
Juli 2006 sagen 83 Prozent der
Bevölkerung, soziale Gerechtig-
keit sei der wichtigste zu bewah-
rende Wert. 61 Prozent sagen, es
gebe keine Mitte mehr, sondern
nur noch ein Oben undUnten. In
zwei weiteren Umfragen der Ins-
titute Allensbach und Emnid
vom Herbst 2007 sind unabhän-
gig von Parteipräferenzen breite
Mehrheiten dafür, einen Min-
destlohn einzuführen, die Ge-
werkschaften zu stärken, der so-
zialen Gerechtigkeit mehr Be-
deutung beizumessen, deutliche
Mehrheiten sind gegen eine Ren-
te mit 67, für einen stärkeren

Staat und gegen weitere Privati-
sierungen. DieMehrheit der Bür-
ger sieht die sozialen Verhältnis-
se außer Balance, starke soziale
Kräfte sollen das wieder richten.
Viele Politiker, Wirtschaftsfüh-
rer, große Teile der veröffent-
lichten Meinung, wichtige ehe-
mals linksliberale Medien inter-
pretieren das, was zu einer intak-
ten sozialen Marktwirtschaft ge-
hört, als Linksruck. Linke Politik
ist das nicht: die Zerschlagung
der Bankenmacht und der Ener-
gie-Oligopole, mehr Demokratie
in Betrieben, die Umverteilung

von Vermögen von oben nach
unten, die rigide Besteuerung
von Erbschaften, Aktiengewin-
nen, Spitzeneinkommen, eine
gute öffentliche Infrastruktur in
vielfältigen öffentlichen Besitz-
verhältnissen, einen neuen Sozi-
alstaat, der großzügige Hilfe,
Selbsthilfe und Emanzipation
gleichermaßen verbindet. Da die
Linke noch nicht definiert hat,
was sie will, schütten die ande-
ren dieses Vakuum nach eige-
nem Gutdünken auf.

Rückt Deutschland nach
links? Leider nein. Es ist nicht
nur richtig, sondern unabding-
bar, Kurt Beck wegen seiner Un-
glaubwürdigkeit – vor der Wahl
die mit religiöser Inbrunst vor-
getragene totale Abgrenzung
und danach die Kehre – zu kriti-
sieren. Aber was soll dieses Ge-
schrei des politisch-medialen
Komplexes über den Linksruck?
Was sich in Wahlen und Umfra-
gen ausdrückt, ist etwas anderes,
und alle wissen es: Die Men-
schen wünschen sich in diesen
unsicheren Zeiten eine soziale
Schutzmacht. Sie wollen dieses
System nicht überwinden, nicht
einmal verändern, sie wollen fair
an ihm teilhaben. Die politische
Mitte dieser Republik ist so weit
nach rechts verrückt, dass dieser
Wunsch schon mit Erfolg als lin-
kes Abenteurertum inszeniert
und denunziert werden kann.

WOLFGANG STORZ

Kein Ruck geht durchs Land
Was soll dasGerede,Deutschlandbewege sichnach links?DieWählerwollendas System
der Bundesrepublik nicht überwinden, sondern eine gerechte Teilhabe an ihm erreichen

Führende deutsche
Wirtschaftsliberale

kennen die SPD nicht
mehr, sondern nur
eine große Aufgabe

Da die Linke noch
nicht definiert hat,

was sie will, schütten
die anderen dies
Vakuum selbst auf

europäische zeitungen über die präsidentenwahl in russland

In Bulgarien schreibt Sega: Putin hat das Land
aus der Intensivstationherausgeholt, seinNachfol-
ger Dimitri Medwedjew wird es modernisieren
müssen. Die Regierung Medwedjew-Putin kündigt
nun für Russland nicht nur eine neue Etappe, son-
dern einen Sprung an. Und dieser Sprung kann ge-
lingen – vorausgesetzt, dass keine großen Fehler
gemacht werden und es keine Gefahr von außen
oder eine globale Krise gibt. In diesem Sinne wird
Medwedjews Russland nicht eine Kopie von Russ-
land unter Putin sein.

In Ungarn meint Nepszava:Wie kann Putin als
Ministerpräsident in einer Präsidialrepublik die
von ihm ausgeübte alleinige Macht bewahren,

wenn sich dereinst Medwedjew als formeller Inha-
ber der höchsten politischen Machtfülle ausrei-
chend stark fühlt? Die russische Innenpolitik wird
jedenfalls auch in den kommenden Jahren keinen
Anlass zur Langeweile geben.

Der niederländische Volkskrant meint: Ob-
wohl Medwedjew als relativ liberal gilt und über
ein besseres Verhältnis mit den USA und Europa
nachgedachthat, ist Kontinuität seineDevise. Aber
kann solch eine Doppelspitze auch in der Praxis
bestehen?Man beachte: Das ist das Land der Zaren
und der Generalsekretäre der Kommunistischen
Partei. Versuche mit einer mehrköpfigen Füh-
rungsspitze waren immer von kurzer Dauer.

Jede Pille muss getestet werden, bevor sie in den
Handel kommt. Jede ordinäreWandfarbewird dar-
auf geprüft, ob sie der Gesundheit schadet. Doch
bei Überwachungsmaßnahmen nimmt es der
Staat locker. Ein kurzer Verweis auf 9/11, den globa-
len Terror oder Kinderpornografie reicht – zack,
schon gibt es neues Gesetz. Ob der Nutzen die Ein-
schränkung bürgerlicher Freiheiten rechtfertigt,
danach wird nur noch selten gefragt.

Bevor der Bundestag im November 2007 über
das Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung abstimm-
te, gab er beimMax-Planck-Institut eine Studie in
Auftrag. Doch die Ergebnisse hielt man zurück –
angeblich wegen Zweifel an der Qualität. Wahr-
scheinlicher ist, dass hier eine unbequemeDiskus-
sion unterbunden werden sollte. Schließlich steht
in der Studie, dass das Abfragen von Verkehrsda-
ten in zwei Dritteln der untersuchten Fälle nichts
gebracht hat. Gleichzeitig wird dieser Maßnahme
ein hohes Überwachungspotenzial attestiert –
menschliche Beziehungsgeflechte sind für die Be-
amten damit ein offenes Buch.

Niemand weiß, obmehr Abgeordnete im Bun-
destag gegen die Vorratsdatenspeicherung ge-
stimmt hätten, wenn ihnen die Studie vorgelegen
hätte. Aber sie hätten ihre Entscheidung auf der
Basis fundierter Erkenntnisse fällen können. In-
nenpolitiker wie Wolfgang Schäuble argumentie-
ren gerne, dass die Polizei nach solchen Maßnah-
men verlange. Doch was sollen die Sicherheitsbe-
hördenauchanderes sagen, als für sichmehrKom-
petenzen zu fordern? In der Diskussion um staatli-
che Überwachung sind sie zwangsläufig Partei.

Woran es fehlt, ist mehr wissenschaftliche Ex-
pertise über die Kosten und die Folgen von Über-
wachungsmaßnahmen. Der nächste Fall steht
schon vor der Tür. EU-Sicherheitskommissar Fran-
co Frattini möchte gern die Daten von Fluggästen
über 13 Jahre lang speichern lassen. Wenn wir hier
nur den Einschätzungen der Sicherheitsbehörden
vertrauen, dann könnenwir künftig auch die Phar-
maindustrie darüber entscheiden lassen, welche
Nebenwirkungen bei ihren Medikamenten zuläs-
sig sind. DANIEL SCHULZ

DIE DEBATTE UM NEUE SICHERHEITSGESETZE KOMMT OHNE EMPIRIE AUS

Telefonüberwachung außer Kontrolle
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